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„Zeit, Patientenrechte 
konsequenter auszubauen“
Jährlich sterben in Deutschland 17.000 Menschen infolge vermeidba-
rer Fehler bei Krankenhaus-Behandlungen. Juristische Auseinander-
setzungen bei „Ärztepfusch“ sind bislang langwierig und oft genug 
ohne Erfolgsaussicht. Das möchte die Bundesregierung nun ändern. 
Text: Birgit Tillmann

Ursachen für schwerwiegende Be-
handlungsfehler in Krankenhäu-
sern sind gerade in Bremen der-
zeit schnell ausgemacht – das 

Hygieneproblem rund um das Klinikum 
Bremen-Mitte ist noch aktuell. Weitaus 
häufiger sind jedoch Fehler bei der Arz-
neimitteltherapie und vor allem mangeln-
de Kommunikation an Schnittstellen zwi-
schen den verschiedenen Abteilungen und 
Zuständigen.

Im Kampf mit Ärzten und Kliniken wa-
ren die Patienten bislang eher am kürze-
ren Hebel. Das soll sich nun ändern: Die 
Bundesregierung hat einen Referenten-
entwurf des neuen Patientenrechtegeset-
zes vorgestellt, das zum 1.1.2013 in Kraft 
treten soll. Darin werden die bislang ver-
streuten Gesetze, Berufsordnungen und 
Verträge gebündelt und somit die Geset-
zeslage für die Patienten transparenter. 
Diese Absicht ist eindeutig zu begrüßen. 
So äußert sich Thomas Ballast, Vorstands-
vorsitzender des Verbandes der Ersatz-
kassen e.V. (vdek): „Aus Sicht der Ersatz-
kassengemeinschaft wird es Zeit, dass 

Patientenrechte konsequent ausgebaut 
und für den Patienten sichtbarer gemacht 
werden.“ 

Unmittelbare Informationspflicht

Doch der Entwurf enttäuscht: So hat der 
Behandler laut Gesetzentwurf zwar eine 
Informationspflicht, allerdings muss er 
nur auf Nachfrage des Patienten gegebe-
nenfalls über Behandlungsfehler aufklä-
ren. Der vdek fordert dagegen: Patient und 
Kasse müssen auch ohne Aufforderung 
selbstverständlich und unmittelbar infor-
miert werden.

Ein weiterer Kritikpunkt: Krankenhäu-
ser sollen verpflichtet werden, ein Risi-
komanagement- und Fehlermeldesystem  
einzuführen. Sinnvoll und notwendig, 
denn bislang nutzen zu wenige deutsche 
Kliniken Qualitätssicherungsprogram-
me. Etwas Vergleichbares wäre allerdings 
auch im ambulanten Bereich sinnvoll, 
denn auch dort werden Fehler gemacht. 
Eine systematische Feedback-Kultur in 
allen Bereichen des Gesundheitswesens 
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Nach viereinhalb Jahren an der Spit-
ze des vdek wechselt Thomas Bal-
last zum 1. Juli 2012 in den Vorstand 
der Techniker Krankenkasse. Dort 
wird er nach dem Ausscheiden von 
Vorstandschef Prof. Dr. Norbert Klu-
sen Stellvertreter des neuen Vor-
sitzenden Dr. Jens-Christian Baas. 
Zweiter Stellvertreter bleibt Frank 
Storsberg. Verbandsvorsitzender 
Christian Zahn freut sich, „dass Bal-
last auch in seiner neuen Funktion 
der Ersatzkassengemeinschaft er-
halten bleibt.“ Die Nachfolge von 
Ballast wird zurzeit in den vdek-Gre-
mien vorbereitet. Die Wahl soll am 
11. Juli 2012 durch die Mitgliederver-
sammlung des vdek erfolgen. Bal-
last ist überzeugt, dass der Verband 
„gut und stabil aufgestellt ist und 
alle Voraussetzungen dafür gegeben 
sind, dass er seine Arbeit auch in Zu-
kunft dauerhaft erfolgreich fortset-
zen kann.“ 
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Ballast wechselt  
zur TK

THOmaS BaLLaSt  beim vdek-Empfang in Bremen
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auch vdek-Vorsitzender Ballast. Bis dahin 
empfiehlt er allen gesetzlich Versicher-
ten, sich selbst zu informieren über die 
Selbstzahlerleistungen, zum Beispiel un-
ter www.igel-monitor.de. Dort finden sich 
auch Hinweise, wie sich die Patienten ver-
halten können, wenn ihnen nicht evidenz-
basierte IGeL mit fraglichem therapeuti-
schem Wert angeboten werden.

In den letzten Wochen sind immer 
wieder auch Medizinprodukte und ihre 
Sicherheit für Patienten in die Diskussi-
on geraten. Angesichts des Skandals um 
Billig-Brustimplantate und Berichten von 
gesundheitsschädigenden Hüft-Prothesen 
bedarf es eines qualifizierten Zulassungs-
verfahrens für Implantate, Gehhilfen oder 
Hörgeräte, analog zu den Arzneimitteln. 
Für langlebige Produkte hoher Risikoklas-
sen fordert der vdek Medizinproduktregis-
ter. Eine freiwillige Datensammlung wie 
das im Aufbau befindliche Endoprothesen-
register kann nur der Anfang sein. Damit 
ließe sich erkennen, warum Nachoperati-
onen nötig wurden oder welches Produkt 
bei welchen Patienten die beste Wahl ist. 
Falls es dennoch zu unerwünschten Vor-
kommnissen kommt, müssen Hersteller, 
Ärzte und Krankenhäuser unter Andro-
hung entsprechender Sanktionen ver-
pflichtet werden, Patienten, Kassen und 
Behörden sofort zu informieren. 

Das vdek-Positionspapier zu Patien-
tenrechten steht im Internet zum Down-
load bereit unter www.vdek.com  

ist erforderlich, und dabei nimmt der vdek 
auch die Kassen nicht aus.

Im Patientenrechtegesetz soll die Do-
kumentationspflicht festgeschrieben wer-
den: Patientenakten müssen vollstän-
dig geführt werden; was nicht dort steht, 
gilt als nicht getan. Im Bedarfsfall sollen 
Patienten Einsicht darin bekommen. Die 
Krankenkassen sollen darüber hinaus 
verpflichtet werden, ihre Versicherten 
bei Behandlungsfehlern außergerichtlich 
zu unterstützen. Abgesehen davon, dass 
die Ersatzkassen diese Hilfe schon lange 
praktizieren, wäre es wünschenswert, dass 
auch die zuständige Kasse oder der Medi-
zinische Dienst (MDK) Einsicht in die Pati-
entenakte erhält.

Mehr Schutz vor IGeL-Produkten

Patientenschutz ist auch Patientenrecht, 
und der geht den Ersatzkassen an ande-
rer Stelle nicht weit genug: So fordern sie 
im Bereich der freiverkäuflichen Gesund-
heitsleistungen in ärztlichen Praxen ei-
nen besseren Schutz bei sogenannten 
IGeL-Produkten. Das Angebot muss be-
schränkt und den Patienten eine 24-stün-
dige Bedenkzeit eingeräumt werden. Nur 
so kann der Betroffene sich in Ruhe infor-
mieren, seine Entscheidung überdenken 
und wird nicht vom Arzt „überrumpelt“. 
Doch zu diesem Punkt schweigt der Refe-
rentenentwurf. „Hier muss der Gesetzge-
ber dringend nachbessern“, verlangt denn 

DIE ERSATZKASSEN  fordern mehr Schutz gegen ungewollte IGeL-Angebote.
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Beim Patientenrechtegesetz, wie es 
nun vorliegt, fällt einmal mehr der 
Spruch ein vom Tiger, der als Bett-
vorleger gelandet ist. Die Bünde-
lung der gesetzlichen Regelungen, 
die in den verschiedensten  Gesetzen, 
Verträgen und im sogenannten 
„Richterrecht“ verstreut waren, und 
die Verankerung der Patienten-
rechte im Bürgerlichen  Gesetzbuch, 
kann nur eine erste Maßnahme sein. 
Denn ein mündiger Patient, wie 
er im heutigen Gesundheitswesen 
überall erwartet und eingefordert 
wird, kann sich nur über seine Rech-
te informieren, wenn er weiß, wo 
sie stehen. 
Ein Fortschritt in Richtung mehr 
 Patientenschutz ist es jedoch noch 
lange nicht. Dafür fehlen zu viele 
Regelungen, die den Patienten wirk-
lich schützen: Vor Behandlern in Kli-
niken und Praxen, die ihre Fehler 
vertuschen wollen, vor Ärzten, die 
ihren Patienten unnütze und teu-
re IGeL-Maßnahmen aufschwatzen 
wollen, und vor Herstellern von Me-
dizinprodukten, die nur aufs Geld 
schauen und nicht auf die Sicherheit 
der Patienten. 
Hier besteht noch an vielen Punk-
ten Nachbesserungsbedarf. Es bleibt 
zu hoffen, dass der Gesetzgeber den 
Patientenschutz so ernst nimmt wie 
angekündigt. Bis zum 1. Januar 2013 
ist ja noch etwas Zeit. Die Wähler 
werden es sich merken.

K O M M E N T A R

Mündiger Patient 
braucht mehr Recht 
und Schutz
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Leiter der vdek-Landes-
vertretung Bremen
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Der vdek Bremen feiert …
Reger Trubel herrschte am 20. Februar 2012 in den Räumen der 
vdek-Landesvertretung Bremen. Rund achtzig Vertreter von Krankenkassen, 
Politik und Vertragspartnern ließen es sich nicht nehmen, den neuen Büros 
einen Besuch abzustatten. 
Text: Birgit Tillmann

Sicherlich war auch die Anwesen-
heit des vdek-Vorstandsvorsitzen-
den Thomas Ballast für den einen 
oder die andere ein weiterer An-

reiz zu kommen und beim Stehempfang 
auch bundespolitische Themen zu disku-
tieren.

Gesundheitssenatorin Renate Jürgens-
Pieper (SPD) persönlich erinnerte in ih-
rem Grußwort daran, dass der vdek bis 
vor zehn Jahren eine Haustür weiter resi-
dierte und dass auch die neuen Büroräu-
me gesundheitspolitische Tradition haben 
– hier saß zuvor auch der Bremer Klinikver-
bund GesundheitNord (GeNo). Sie betonte, 
es sei gut für den Verband, wieder in der 
Stadtmitte präsent zu sein, denn in so ei-
nem kleinen Stadtstaat wie Bremen könn-
ten drei Kilometer Distanz und der Wechsel 
zwischen Stadtteilen schier unüberbrück-
bare Hindernisse darstellen.

Vom Euro bis zu Ehec 

Der Leiter der Landesvertretung, Karl Na-
gel, hatte in seiner Begrüßung zuvor die 
vergangenen zehn Jahre, die der vdek in 
Bremen-Hastedt verbrachte, launig Revue 
passieren lassen – von der Einführung des 
Euro im Jahr 2002 über das Fußball-Som-
mermärchen und die Reform der Kranken-
versicherung bis hin zu Schweinegrippe, 
Ehec und Versorgungstrukturgesetz. Er re-
sümierte: „Die Aufgabe der Ersatzkassen ist 
es, bei all den gesetzlich vorgeschriebenen 
Veränderungen stets unsere Versicherten 
im Auge zu behalten und dafür zu sorgen, 
dass ihre Gesundheit und ihr Wohlerge-
hen erhalten oder wiederhergestellt wird. 

Dafür müssen wir verhandeln, manchmal 
auch streiten, und dafür haben wir hier nun 
wieder einen sehr geeigneten Standort ge-
funden.“
Ähnlich äußerte sich der Vorsitzende des 
Landesausschusses, Peter Kurt Josenhans 
in seinem Grußwort. Er betonte die Bedeu-
tung des vdek als Grundlage für den Markt-
erfolg der Ersatzkassen in seiner Rolle als 
„Kümmerer insbesondere für den Rahmen 
der Versorgungsangebote und deren Finan-
zierung in der Region“. Dies könne aber 
nur in guter Zusammenarbeit und Partner-
schaft mit den verschiedenen Professionen 
der Gesundheitsberufe, deren Vertretungen 
und den anderen Kassenarten erfolgen.

Ballast ist verhalten pessimistisch 

Thomas Ballast nahm das jüngst in Berlin 
verabschiedete Versorgungsstrukturgesetz 
zum Anlass, um über Baustellen und Hin-
dernisse in der Umsetzung zu referieren. 

Dabei sagte er unter anderem zur Reform 
der Bedarfsplanung: „Die Überarbeitung 
der Arzt-Einwohner-Relation darf nicht 
dazu führen, dass die vielerorts bestehen-
de massive Überversorgung weiter ver-
stärkt wird.“ Am Ende zeigte er sich ver-
halten pessimistisch: „Es wird eher teurer 

als günstiger, und an den Versorgungsun-
gleichheiten wird sich nichts ändern – eher 
im Gegenteil.“

Beim anschließenden Buffet nutzten 
zahlreiche Gäste noch die Gelegenheit, die 
Räume in Augenschein zu nehmen und mit 
einem Glas Sekt oder Saft auf weitere gute 
Zusammenarbeit mit dem vdek Bremen an-
zustoßen.  

»Der vdek ist Kümmerer für 
den Rahmen der Versorgungs-
angebote in der Region.«

DIE ZAHLREICHEN GÄSTE  der vdek-Landesvertretung Bremen lauschten kurzweiligen und interessanten Reden.
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